
VERBAND ÖSTERREICHISCHER 
BANKEN UND BANKIERS 

Mag.G/Ha - 1363H 

An das 

Wien, 2. Juni 1992 

Präsidium des Nationalrates 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien _, GotriHt ~ETZENTWUHF 

, ·"1 GE/19 r.u \ L ............................................ _- . .. ......... .. 

Datum: 3. JUNI 1992 

Verteilt 9. .. ~! .. .J..y.o.J..J~.~ß ..... :n ~,h t: C-4 er[ 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Produkthaftungsgesetz, das Konsumentenschutzgesetz, 
das Versicherungsvertragsgesetz und das BG über den 
erweiterten Schutz der Verkehrsopfer zur Anpassung 
an den EWR-Vertrag geändert werden -
Begutachtungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Über Ersuchen des Bundesministeriums für Justiz beehren 

wir uns, Ihnen anbei 25 Exemplare unserer Stellungnahme zu 

obigem Gesetzesentwurf zu übermitteln. 

Wir ersuchen um freundliche Kenntnisnahme und zeichnen mit 

dem Ausdruck 

Anlage 

vorzüglicher Hochachtung 

VERBAND ÖSTERREICHISCHER 
BANKEN UND BANKIERS 

A-IOI3 WIEN, RÖRSEGASSE 11. POSTFACH 132 - TELEFON: 5351771 
TELEGRAMME: BANKENVERBAND WIEN - TELEX: 132H24 - TELEFAX: 535 17 71-3H - DVR: 049n39 
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VERBAND ÖSTERREICHISCHER 
BANKEN UND BANKIERS 

Mag.G/Ha - 2942H 

Bundesministerium für Justiz 

Postfach 63 
1016 Wien 

wien, 2. Juni 1992 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Produkthaftungsgesetz, das Konsumentenschutzgesetz, 
das Versicherungsvertragsgesetz und das BG über den 
erweiterten Schutz der Verkehrsopfer zur Anpassung 
an den EWR-Vertrag geändert werden -
Begutachtungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben GZ 7045/2-I 2/92 vom 6.5.d.J. 
halten wir zum vorliegenden Gesetzesentwurf, soweit er auf 
Banken Bezug hat, folgendes fest: 

1) Artikel II Z.l (neuer § 3 Abs. 1 KSchG) 

Die vorgesehenen Änderungen im Konsumentenschutzgesetz 
legen fest, daß eine Belehrung über das Rücktrittsrecht 
dem Verbraucher anläßlich der Entgegennahme seiner Ver­
tragserklärung auszufolgen ist. Es stellt sich die Frage, 
ob diese Erklärung im Text eines Kreditvertrages eingebaut 
sein kann, oder ob es sich hiebei um eine auf einem ge­
sonderten Blatt Papier abzugebende Erklärung handelt. 

Jedenfalls sollte sichergestellt werden, daß der Konsument 
nicht zweimal, nämlich in der Vertragserklärung selbst und 
sodann durch Ausfolgung einer Urkunde anläßlich der Ent­
gegennahme seiner vertragserklärung über das Rücktritts­
recht zu belehren ist. 

Dies könnte am einfachsten durch eine Beifügung erreicht 
werden: 

"Diese Belehrung ist, soferne sie nicht schon in der Ver­
tragserklärung selbst enthalten ist, anläßlich der Ent­
gegennahme der Vertragserklärung auszufolgen." 

A-!OI.1 WIE:';. RORSEGASSE 11. POSTFACH 1.1-' - TEl.EFO'!: .'.1) 1771 
TEI.EGRA~lME: RA'<KE:-.iVERBA'<D WIE:'; - TELE\: l.1c~c~ - TELEFA\: ).') 17 71-.1X - DVR: 0447.1.14 
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2) Artikel II Z.3 (neuer § 12a KSchG) 

Durch diese Bestimmung soll dem Artikel 8 der Verbraucher­
kredit-Richtlinie der EG-Kommission Rechnung getragen 
werden. Nicht berücksiChtigt wurde hiebei allerdings, daß 
die Verbraucherkredit-Richtlinie in ihrem Artikel 2 zahl­
reiche Ausnahmen für ihren Anwendungsbereich und damit 
auch für die vorzeitige Rückzahlbarkeit von Verbraucher­
krediten festlegt. Soweit dies aus sachlich gerecht­
fertigten Gründen notwendig war, haben diese Ausnahmen 
bereits Eingang in den § 33 Abs.7 des Entwurfs des neuen 
Bankwesengesetzes gefunden. Da sich das Bundesministerium 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz (BMGSK) mit 
den erwähnten Ausnahmen einverstanden gezeigt hat, sollten 
diese auch im KSchG Berücksichtigung finden. Es wären 
daher entweder in § 12a ein entsprechender Verweis auf das 
Bankwesengesetz aufzunehmen ("Für von Kreditunternehmungen 
gewährte Verbraucherkredite gelten die Bestimmungen des 
Bankwesengesetzes.") oder die vorerwähnten Ausnahmen im 
einzelnen anzuführen. Hiefür böte sich die Verwendung des 
beiliegenden Textes (Vorschlag des BMGSK aufgrund der 
Gespräche mit der Bundessektion GKV) anstelle des im 
Entwurf enthaltenen Textes an. 

Wir zeichnen mit dem Ausdruck 

Anlage 

vorzüglicher Hochachtung 
VERBAND ÖSTERREICHISCHER 

BANKEN UND BANKIERS 
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1. ", Oer ~l;eCl;f. tnehmar ist terecht1gt," seine 
VefbindliQhkäitBn aus einam VarbraucherkraditvQrtr8g gen: 
oder ta.11waise vorzeitig tu erfUllen. In diesem Fall hat 
d~ul 1<reditinetitut (j.1e Z:Lmuan uml ls.ufza~ tobhängi;en 
Kost~num äenjenigan Betrag, zu verm:Lndern, der DQi 
kontokorran~aä~iger Abrechnung unter Sertloksichtigung des 

vo~zaitig Z~7Uckga%ahltan Eetraqes ni~~t anfällt. Oie 
Vereinba.ung oaer Ver.e~r .. .,ung llarüber hinausgehEm~ar 
Zntgalta tUr, don Fall vor%eitiger RUd~%~lluna ist super 
in den,Flllen der Z. 2 nicht :ulässJ.g. 

, , ,-
2. Sei I<red1ten,· cl~e nachweislich zu. Sohaffung oear 

" , 

Sanierung von Wohnraum oaatilNnt sind und eine Laufzeit 

'~on"zumindest 10 Jah~an aufweisen, sowie bei 
'hn'0thekar1sch bes:f.cherten Krad1ten kcnn fUr dia 
gänz1.1che o~.r ,te11we:Lsa vorzsi.t1ge 'r11gWlg Q\ina 

" KUnc!igungs.f::!.st von hö;n5ltens 5 Monaten verQ1nbart 

warden. Sofe.n bai darartigan K~ed1ten a1na 
Feet=insvetainbarung getroffan wurde, ist cer Aussoh1u~ 
der E<Undiil,lng;mög11chkei t wällX'enc~ der reatzinsperiode 

LzUlässig. 

3. § 18 H1Poth4kenbariKgaset~ bleib'~ unDsrührt" 
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